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Anlag« 89.

Antrag
des MroVmzial-Hlerwllttungsrattjs an den Urovinzial-^andtag,

Seine Majestät der Kaiser und König wird bei Gelegenheitder Manöver unsere Provinz
mit Seinem AllerhöchstenBesuche beehren und während einiger Tage Seine Residenz in der
Stadt Düsseldorfaufschlagen.

Der Provinzial-Verwallnugsratherlaubt sich Angesichts dieses zu erwartendenhocherfrencndeu
Ereignissesdem hohen Provinzial^andtage folgende Anträge zu stellen:

Der hohe Provinzial-^andtag wolle beschließen:
1. Daß Seiner Majestät unserm AllergnädigstmKaiser und Könige au einem der Tage

Seiner Anwesenheit in Düsseldorfein Fest uon Seiten der Stände der Rheinprovinz
angebotenwerde;

2. daß der hohe ProuiuzialLandtag ein Festcomito von 15 Mitgliedern wählen möchte,
welches uuter dem Vorsitze des Landtags-Marschalls für die Vorbereitung und Aus¬
führung dieses Festes Sorge zu tragen hat;

3. daß der hohe Provinzial^andlag zur Bestreitung der. Kosten dieses Festes einen Credit
von 100,000 Marl zur Verfügung stellen möchte, welcher aus den Zinsüberschüsseu
der Provinzial-Hülfscassezu entnehmenwäre.

Der Provmzilll Verwllltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wird,

«andtagsMarschall.

Anlage «».

Düsseldorf, den 2. April M?.

Nach der Einführung des Vandes-Direktorshabe ich, wie Euercr Durchlanchl bekannt, cnl-
sprechend dem mündlichausgesprochenen Wunsche des Proviuzial-Verwaltungsraths an den Geschäfte»
des Kandes-Direltors uuter Wahrung meiner Rechte aus meiner Anstellung, vorläufig Theil
genommeu,um die Geschäfte nicht ins Stocken gerathen zu lassen, da der ProvinziabVerwaltnngs-
rath den Nachtrag zum Organisations-Regulativ und die abgeänderte Geschäfts-Instruction
für den Provinzia l-V erwalt ungs rath, sowie die Dienst-Instruetion für den Landes-
Direktor und die ihm zugeordneten andere» oberen Beamten als die alleinige Basis, auf welchen
die Geschäfte geführt werden tonnten nud mich als den in der letzterwähntenDienst-Instruktion
erwähnten ersten Oberbeamten betrachtete.

Bei dem bevorstehenden Zusammentritt des Proviuzial-Lanbtageö, welchem äußerem Ver¬
nehmen zufolge verschiedene Aenderungen der Geschäfts-Instruttion für deu Verwaltungsrath und
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der Dienst Instrnttion für den LandesHirettor und die ihm zugeordnete!! oberen Beamten ohnedies
ans anderem Anlaß vorgeschlagen werden sollen, beehre ich mich, Euere Durchlancht ganz gehorsamst
zu bitten, dem Provinzial-Verwaltungsrathe nud mit den Vorschlägendesselben zu den erwähnten
Aenderungen der Geschäfts-Instrnction auch dem Provinzial-Laudtagemeine nachstehendenDar
legungen und Anträge zur Wahrung meiner Rechte vorlegen und hochgcncigtest durch Euerer
Durchlaucht hohen Einfluß unterstützen zu wolleu.

Durch Bestallung des Landtags-Marschalls Frei Herrn vou Freutz ^
vom 27. Iuui 1874 bin ich auf Grund des Z. 11 der damals geltenden ' ^
Geschäftsordnung für den Prov inzial-Verwaltungrath, wonach dem Lmwtags-
Marschalle zur Erledigung der Obliegenheiten und Geschäfte ein besoldeterBeamter zugeordnet
werben sollte, zum Ersten Olierlicamten der ProvinzialständischenVerwaltung der Nheiuprovinz
und Ersten Beamten der Ccntrallichördc definitiv ans Lebenszeit mit Pensiousberechtigungrrnauut
worden. Diefe Erncuuuug wurde unterm 30. Inni 1874 durch die Rheinische,!Amtsblätter
pnblicirt und durch Allerhöchste Eabiucts-Ordre vom 4. November 1874 ist sodauu dem, dem
Laudtags-Marschalle der Rheinprovinz beigeordneten oberen Beamten
der Titel „Prov inzial rath" beigelegt worden.

Der Landtags-Marschall, ein Mitglied des ersten oder zweiten Standes des Proviuzial-
Landtages, wird für die Dauer eiues Landtages bis zur Eröffnung des folgendenLandtages vom
Könige ernannt. Nach den Gesetzen vom 27. März 1824 (G.-S. S. 101) und 2l. Iuui 1846
(G.S. S. 238) bestehen seine Funktionen in der Leitung der ständischen Verhandlungen und in
der Sorge für die ständischen Schriften. Das Regulativ über die Organisation der
Verwaltung des provinzialständischen Vermögens und der provinzialständischen
Anstalten vom 27, September 1871 übertrug ihm dazu den Vorsitz in dem neugebildetcn
Provinzial-Verwaltnngsrath; — die Vertretung der ständischeu Verwaltung nach Außen und vor
Gericht, sowie iu Correspondenzen;— die Kontrolle der ganzen Verwaltung und aller
ständischen Beamten; — die Ausfertigung von deren Bestallungen nnd ihre Vereidigung
und Einführung.

Die auf Grund des Regulativs erlassene vom Provinzial-Landtagc bestätigte Geschäfts¬
ordnung für den Provinzial-Verwaltnngsrath von, 20. September 1872 wies ihm weiter zu die
Ausführung der vom Provinzial-Verwaltuugsrathe gefaßten Beschlüsse,sowie die Erledigung und
Entscheidung aller anderen Angelegenheiten,die nicht dem Provinzial-Verwaltungsrathe ausdrücklich
vorbehalten waren und in dringlichenAngelegenheiten diese Entscheidung überhaupt.

Gleichzeitig wurde in §.11 daselbst bestimmt:
,Zur Erledigung der Obliegenheiten und Geschäfte des Landtags-

„Marschalls wird ihm ein besoldeter Beamter zugeordnet. Der Landtags-
„Marschall resp, sein Stellvertreter ist befugt, diefen Beamten zu bevoll¬
mächtigen, Correspoudenzen und Schriftstücke „im Auftrage" zu unterzeichnen."

Derselbe kann zu den Sitzungen des Provinzial-Verwaltungsraths,
„jedoch ohne Stimmrecht, zugezogen nnd mit der Verwaltung einzelner
„Zweige der SpezialVerwaltung ständig beauftragt werden."

Als solcher Beamte bin ich vom Provinzial-Verwaltnngsrath auf Lebenszeit gewählt und
vom Provinzial-Landtage, welcher sich das Recht der Anstellung auf Lebenszeit gleichzeitig wahrte,
bestätigt worden.

65
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Ans dem Protokolle des Provinzial°Verwaltnnqsrathcs von, 2l. April 1874 hebe ich
»och hervor;

-,. De» Antrag des Marschalls:
„Der ProvinzialVerwaltungSrath wolle die definitive Anstellung des Negiernngs Assessors

Forster als Erster Ob erbe an, ter der provinzi al ständisch en Verwaltung (8- <l
der Geschäftsordnung) in die im Finauzetat vorgesehene deöfallsige Stelle beschließen,"

!., Den Beschluß:
„Nach reiflicher Gerathung nnd in Eüoägung, daß die seitherige zweijährige Thätigkeit

des Regiernngs Assessors Forster in der provinzialständischen Verwaltung nach allen Nichtnngen hin,
wie bei dein VorsitzendenVandtagö-Marschalle, so anch bei sännntlichen Mitgliedern des Provinzial-
Berwaltungsraths die Ueberzeugung begründet habe, daß M Austritt des Regicruugs-Asscssors
Forster ans seinem jetzigen Verhältnisse für die ständische Verwaltung in der That ciu großer
Verlust sein würde, beschließt der P rov i u z i al°B erw altungs rath einstimmig, die
lebenslängliche Anstellung des Negicruugs-Assessors Forster in sciuer jetzigen
Stellung als Erster Obcrbeamter der proviuzialstäudischcu Verwaltung «,"

Im Gegensatze zu der Orgauisation in Hannover, wonach die laufende Verwaltung von
orei besoldeten Oberbeamten als Vandcö-Direttorium besorgt wird, — im Gegensatze zu der
Orgauisatio» iu Schlesien, wonach zur Besorgung der laufenden Verwaltungsgeschäfte ein 8audeS-
hauptmann als erster ständischer Beamter angestellt wurde, im Gegensatz ferner zu dem
Vorschlage der Staalsrrgieruug und im Gegensatze zu eiuem späteren Vorschlage des Provinziell
VerwaltuugSralhS ans Anstellung eines LandcS^Direttors, nm welche Stelle ich auch caudidirt
hatte, verbliebe» also iu der Nhcinprovinz alle lanfeudeu Verwaltnngsgeschäfte durch wiederholte
Beschlußfassung des Provmzial'^aiidtages und deren Genehmigung bei dem Vandtags-Marschalle,
und ich war durch Bestallung in Folge vorausgegangener Wahl der Erste ständische Beamte,
Beigeordnete des Landta gs°Marsch alls, der Prov inzi alrath.

Dies ist in Kürze die Grundlage meiner Anstellung in der Verwaltung.
Neuerdings hat der Provinzial-Landtag auf die wiederholte Initiative des Verwaltung^

rctths eine Aenderung in dieser Organisation herbeigeführt. Der von ihm erwirkte Allerhöchste
Erlaß vom 1. November 1875 hat die Bestimmung des Organisations-Ncgulativs vom 27. Sep¬
tember 1871 aufgehoben, wonach der Marschall die ständische Verwaltung nach Außen nnd vor
Gericht vertrat. Behufs dieser Vertretung und zur Besorguug der laufenden
Geschäfte wurde jetzt ein 8andes-Direktor auf Zeit angestellt, „dem noch andere obere
Beamte nach Bedürfniß zugeordnet werden tonnen." (Art. 1 daselbst.) Da in dem Art. 1 des
Allerhöchsten Erlasses sogar an :t Stellen von den ihm zugeordneten anderen oberen Be¬
amten gesprochen ist, so ist der 8and es- Direktor selbst oberer Beamter und seine
Stellung zu den anderen ihm zugeordneten oberen Beamten ist in der neuen Geschäfts¬
ordnung (8- 4) dahin bestimmt, baß er der Dienstvorgesetzte dieser anderen oberen Beamten ist und
ihnen gegenüber zu Warnuugen, Verweisen, beziehentlich zur vorläufigen Untcrsagung der Ausübung
der Dirnstverrichtungcn berechtigt ist. Wenn der §. 11 der neuen Geschäfts-Instruttion besagt.
„Der erste ständische Oberbeamte ist der Vertreter des Landcs-Dircttors", so ist dies eine uucorrecte
Bestimmung; denn der erste ständische Oberbeamte ist nicht Vertreter deö 8andes-Direltors,
sondern etwa der Landes-Direttor selbst nnd die Erklärung des ProvinzialVerwaltuugsraths, daß
er mich noch als ersten Oberbeamteu betrachte, ist daher unrichtig; er muthet mir die Stellung
eines zweilen Oberbeamten und Beigeordneten des 8andes-Direltors zu, wozu
nach meiner Anstellung die Berechtigung fehlt.



515

Der l>. 8 des Organisations-Ncgulativs vom 27. September 1871 verweist
bezüglich der Beurtheilung der besondere» Verhältnisse der Beamte» ausdrücklich
ans deren Bestalln na.

Darnach bin ich zum ersten Obcrbecnnten und ersten Beamten der Eentralbehörbe ernannt,
und die Znmnthnng des Provinzial-Vcrwaltungsraths diese Stellung mit der eines Beigeordneten
und Untergebenen des jetzigen ersten Beamten und eines Gleichgestellten mit den übrigen Beamten,
welche diesem nach Bedürfniß zugeordnet werden können, zu vertausche», ist daher, abgesehen von
der darin liegenden Unbilligteit, rechtlich nicht zu verlangen, denn sie schließt eine Degradation in
meiner anstellnngsmäßigen Beamtenstellnug in sich. Das etwaige Argument, daß ich mit den von
mir besorgten Geschäften vom ?andtags-Marschall auf den Landes-Direktor dnrch die neue Orga
nisation mit überwiesen werden könnte, entbehrt der rechtlichen Begründung, denn bei einem solchen
Argumente wird

1. zunächst meine Stellung und Bestallung als Erster ständischer Beamter auf Grund
anderer Organisation nnßer Acht gelassen, bei der ich nicht einem anderen Beamten
untergeordnet werden kaun, welcher ebenso, wie ich selbst, unter dem Vaudtags^
Marschall und dem Prov inzial-Verwa ltungs r athe steht, und es wird dauu

2. irriger Weise angenommen, ich sei für die Besorgung gewisser, früher vom Marschalle
jetzt vom ^andes-Dircttor abhängender Geschäfte angestellt, wie die Bureau- nnd Kassenbeamten,
ohne Rücksicht auf die Persönlichkeit desjenigen, von welchem sie ressortiren. Ich bin umgekehrt
zum Beigeordneten des Marschalls ernannt worden und habe keinen bestimmten Geschäfts¬
kreis einzeln überwiesen erhalten. Werden Geschäftszweige dem Marschall
abgenommen, so scheiden sie ans dem Kreise meiner Thätigkeit; werden dergleichen
Geschäfte ihm neu zugelegt, so fallen fie auch meiner Thätigkeit anheim. Unbe^
rechtigt ist dagegen die Annahme, daß ich mit einzelnen Geschäftsbräuchen, die ich bisher
bearbeitet haben möchte, als Beigeordneter jedes ferneren Bearbeiters mitwanbere.

Will man behaupten, daß die nenc Organisation mit der von mir bisher inne gehabten
Stellung unvereinbar sei, weil dem Marschalle alle Geschäfte mit Ausnahme des Borsitzes in den
Sitzungen genommen seien, so möchte ich darauf erwidern, daß dem Laudtags^Marschalle meines
Trachtens durch deu Nachtrag zum Orgauisations-Negnlative seine Funktioueu nicht in der Weife
genommen sind, daß er einen Beigeordnete» »icht mehr gebrauchen tonne. Denn von seinen
früheren Fnnctionen ist ihm nur ein Theil, nämlich die Vertretung in Processen und
die Führung der Korrespondenz in den laufenden Geschäften genommen. Alle
übrigen Geschäfte nach dem Organisations-Negnlative vom 27. September 1871 sind ihm auch
nach dem Nachtrage zn demselben belassen.

Die Obliegenheiten und Geschäfte des ^auotags-Marschalls, zn deren Erledigung
ich ihm beigegeben bin, fallen, wie ich schon historisch nachgewiesen habe, nicht mit den Funetionen
des ^audcs-Direktors zusammen. Ich will nur Einzelnes im Besonderen anführein

1. Der Nachtrag zum Organisatious-Regulative beläßt dem ^andtags-Marschall nnd
Provinzial-Verwaltnngsrathe nach Maßgabe des Regulativs vom 27. September 1871 zunächst die
Verwaltung in Summa (Selbstverwaltung) (ß. 3) und der ^anoeö-Direttor führt nur deu Schriftwechsel.

2. Der Proviuzial-Verwaltungörath hat Iahres-Bcrichte über die Ergebnisse der Ver¬
waltung zu erstatteu. (§. 3.)

!i. Der Marschall beruft den Provinzial-Verwaltnngsratl,, stellt die Tages-Ordnnng
fest :c. (8- ^.)

65»
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4. Er ist berechtigt, jederzeitvon dem Gange der Verwaltung Kenntnißzu nehmen, lß. 4.)
5. Er ist berechtigt,Maßregeln, welche nach seiner Ansicht die Befugnisse der ständischen

Beamten überschreiten,oder für den provinzialständischeu Verband uud die Aufgaben desselben wesent¬
lichen Nachtheil herbeiführenwerden, bis znr nächsten Sitzung des Verwaltungsraths zn beanstanden.

6. Der Verwaltnngsrath kann für die unmittelbare Verwaltung und Beaufsichtigung
einzelner ständischer Anstalten, Commissionen und Eommissarebestellen <H. <»).

Ich erinnere an die thatsächliche Verwaltung der Proviuzial-Hülfstasse auf
Grund dieses Paragraphen, welche uach Düsseldorf übergeführt werdeu soll.

7. Der Laudtags-Marschall ist befugt nnd verpflichtet, in den zur Compctenz des Ver¬
waltungsraths gehörigen Angelegenheiten,welche so eilig sind, daß eine Zusammeuberufuugder
Vcrwaltungsraths-Mitglieder nicht stattfinden kann, selbstständig zu verfahren, muß aber die Mit¬
glieder alsbald von dein Veranlaßten benachrichtigen und deren Zustimumug einholen.

8. Der Laudtags-Marschall uud die Mitglieder des Vcrwaltuugsrathcs können die
Referate im Vcrwaltuugsrathe alle selbst übernehmen (8- 8 der neuen Geschäftsordnung)
und meine Betheiligung daran ist, wie früher, uach ß. 11 der alten Geschäftsordnungzulässig.

9. Der Verwaltungörath ist befugt zur Vorberathnug einzelner Gegenstände Kommissionen
niederzusetzen und Kommissare zu erneuueu und sowohl den Kommissionen als auch dcu Kommissaren
den Landesdirettor oder andere ständische Oberbeamte beizuordnen. (8- 9 der neuen Geschäfts'
ordnung.) Der Laudtags-Marschall kann diesen Kommissionenanch den Proviuzialrath beigeben,
namentlichwenn er nicht selbst dabei sein will, da er ja diesen zur Erledigungseiner Obliegenheiten
und Geschäfteals Beigeordnete,!hat.

10. Wie der LaubeS-Direttornach 8- !l> der neuen Geschäftsordnungau den Sitzungen
des Proviuzial Verwaltuugsrathcs mit berathenderStimme Theil und auf Erfordern des Landtags
Marschallcs Referate zn übernehmenhat, so ist diese Zuziehung des ProvinMlraths, des Beige
ordneten des Landtags-Marschalles,nach F. I I der frühereu Geschäftsordnung,welcher die Grund
läge meiner Anstellungenthält, auch vorgesehen.

11. Wenn auch der Provinzial-Vcrwaltungsrath uud der LandtagsMarschall in Ansehung
der Behörden nnd Privatpersonen leinen direkten Schriftwechselmehr führen sollen, beziehungsweise
wenn sie ihre Beschlüsse nicht unmittelbar selbst ausführe», so bedarf es doch der Uebcrweisnng
derselben an den Laudcs-Direktor.

12. Daß „die Besorguug der Bureau- uud Registratur-Geschäftcdes Proviuzial Verwal-
tungsraths durch das Bureau-Personal des LandeS-Direttors unter dessen Anweisungen
erfolgen sollen", ist durch die Orgauisatious-Gesetze nicht bedingt. Sie tonnen ebensogut
auch ferner unter Anweisung des Laudtags-Marschalls resp, des ihm zugeordnete»
Provinzialraths erfolgen, wie es auch meines Wissens in anderen Provinzen geschieht.

13. Die Landtagserpeditionenund die Aufbewahrungder Landtags-Registratur und
deren Erhaltung :c. erfolgen endlich ohnehin ganz ohne Zuthu» des Landes-
Direktors, da ihm nach dem Orgauisations-Regulativ die Legitimation hierzn
überhaupt nicht gegeben ist uud ebenso sind ganz generell alle die Geschäfte, welche dem
Landtags-Marschall unabhängig von dem Vorsitze im Verwaltuugsrathe jetzt iu ganz vermehrter
Weise obliegen, außcrbalb des Ressorts des Landcs-Direktors.

Meines Erachteus ist cS hiernach mit Rücksicht ans die Organisationsgesetze überhaupt
nicht ausgeschlossen, mich in meiner Stellung intaet zu erhalten uud es ist keine
Nothwendigkeit vorhanden gewesen, den Z. 11 in der frühereu Geschäfts-Instrultion
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des ProvinziabVcrwallungsraths, also die Basis, auf welcher ich angestellt bin und meine
Bestallung als erster ständischer Beamter der Zentralbehörde und Beigeordneter
des Landtags-Marschalls erhalten habe, in irgend einem Punkte zu ändern, oder
gar, wie geschehen ist, einfach in der neuen Gcschäfts-Ordnung einseitig wegzu¬

lassen. Hat der Landtags-Marschallkünftig weniger Schriftstücke zu unterzeichnen,so kommt er
auch weniger in die Lage, mich „im Auftrage" unterzeichnenzu lassen und das muß ich mir
gefallen lassen. An Arbeit wird es für mich dagegen nicht gebrechen und man mag mir eventuell
die Verwaltung einzelner Zweige der Special-Verwaltung ständig übertragen."
Selbst bezüglich der laufenden Geschäfte der Verwaltung, welche dem Landes-Direttor
zugewiesen sind, erachte ich es für zulässig und annehmbar, die Stellvertretung des Landes-Direktors
in allen Verhinderung«-und Abwesenheitsfälleuständig zu übernehmen,wie der §. 11 der Dienst-
Instruktion für den Landes-Direktor und die ihm zugeordneten oberen Beamten dies angeordnet
hat. Nur müßte dieses uuter Wiederherstellungdes ß. 11 der alten Geschäftsordnungfür den
Provinzial Verwaltungsrath in der neueu Geschäftsordnungfür denselben geschehen. Denn es ist
nicht nothwendig, daß der Stellvertreter des Landes-Direktors diesem, wie die anderen oberen
Beamten, untergeben sei, ebensowenigwie von einem derartigen Verhältnisse zwischen Landtags-
Marschall und Vice-Landtags-Marschalldie Rede ist. Meine Stellung wird gewahrt, und die
Geschäfte können von mir, Falls der Vertretungsfall eintritt, in der erhaltenen superiorenStellung
geübt werden, ohne daß andererseitsdem Landes-Dircktorin irgend einer Weise zu nahe getretenwirb.

Falls mir aber nach Maßgabe des §. I , der allen Geschäftsordnungfür den Provinzial-
Vcrwaltungsrath und ß. 6 des Orgauisations Regulativs ein Zweig zur selbstständigen Verwal¬
tung übertragen werden sollte, so würde ich unbedenklich ebenso, wie dies ja auch nur Seitens
des Direktors der Provinzial-Feuer>Soeictät und der Hülfstasse geschieht, in dem
Landes-DirektordenjenigenBeamten nach dem Nachtrage zum Regulative erblicken, unter dessen
Unterschriftdie laufenden Geschäfte der Central-Verwaltnng geführt werden uud die Verfügungen
und Entscheide des Provinzial-Verwaltungsraths ergehen.

Auch die Verwaltung der Straßenfouds :c. :e, nach Maßgabe des Regulativs vom
17. Januar 1876, könnte mir so übertragen werden. Will mau hiervon Gebrauch macheu, so
bedarf es mir ganz geringer Aenderungen in dem betreffenden Regulative.

Mein Antrag geht daher im Anschlüsse an die bestehendenOrganisationsgesetzedahin, in
die Geschäftsordnung für den Pro^ii^ial-V erwaltungsra th den einseitig weg¬
gelassenen 8. II der alten Geschäftsordnung vom 2U./9. 1872 ans dessen Grundlage
ich angestellt und mit besonderer Eingangs erwähnter Bestallung versehen bin
wieder auf zunehmen, da er dem Gesetzenicht entgegenftcbtuno dem Inhalte desselbenden
Zusatz zu geben, daß ich der ständige Vertreter des Landes-Dircllors sei.

In der ^nstrnction für den Landes-Direttor bedarf es alsdann überall, wo von demselben
die Rede ist, nur stets der Fassung: „der LandesDircttor resp, sein Stellvertreter".

Was alsdann von dem Laudeö«Direttorgilt uud geregelt wird, gilt auch für mich, wenn
der Fall der Stcllvcrtrclnng vorliegt.

Will man aber durch die neuen Geschäftsordnungen das Fortfallen meiner Stelle
absichtlich bedingen,so tönneu doch dadurch meine privatrechtlicheu Ansprüche nicht bedingt erscheinen.
Mögen die DicnstFuuttioueu, zu deuen ich mich verpflichtethabe, der Provinzial-Verwaltung nicht
mehr erforderlicherscheinen uud der Marschall künftig eines Beigeordnetennicht mehr bedürfen, so
folgt daraus nicht die Nothwendigkeit für mich, resp, es lann mir nicht zugemuthetwerden, daß
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ich mich in dieser oder jener inferioren Stellung nützlich mache, während ich zu einer sup erioren
Stellung als erster ständischer Beamter der Central-Verwaltuug bestallt bin.

Die Annahme des Proviuzial-Verwaltuugsraths, daß das NachtragsRegulativ und die
entsprechende neue Geschäfts-Ordnuug für den Prouiuzial-Verwaltungsrath die alleinige Basis seien
auf welcher die Geschäfte geführt werden könnten, ist rechtlich nur begründet, insoweit es
sich nm das Regulativ handelt. Die Geschäfts-Ordnung kann die Proviuzial-Vertretung,
welche die Iuitiatioe zur neuen Organisation ergriffen hat, auch wieder ändern, nm nicht
einseitig meine Rechte zu verletze», sondern sie wieder herzustellen, nachdem ein
Landes-Direktor gewählt und diese Wahl nicht ans mich gefallen ist. Weder das nene Regulativ
noch die Geschäftsordnung hatten mich von der Stelle als ersten Ober-Beamten der ständischen,
Verwaltung nnd ersten Beamten der Zentralbehörde ausgeschlossen und die Sache wäre bezüglich
meiner Rechte in Ordnung gewesen, wenn man mich, indem man die Initiative zu der bis dahin
Wiederholt abgelehnten anderweiten Organisation ergriff, zum ersten ständischen Beamten mit dem
Titel, Lcmdes-Direktor gewählt hätte. Der verstorbene Landtags-Marschall, Freiherr von Frentz,
hat dies auch ganz richtig erfaßt, indem er mich znm Austritte aus dem Staatsdieuste und zur
Annahme der ständischen Stellung ans Grund der mir angebotene« Bestallung uach der wieder»
holten Ablehnung der Wahl eines Landcs-Dircttors, bei welcher ich candidirt hatte, mit den
Worten ermunterte: „Kommt es später doch zur Wahl eines Landcs-Dircttors, so sind Sie es
hierdurch."

Da die Wahl nicht auf mich gefallen ist, so mnß ich verlangen, daß wenigstens die Basis
meiner Anstellung nicht durch eineu einseitigen Act der Aufhcbuug des ß. l I der Geschäftsordnung
für den Provinzial-Verwaltungsrath Seitens meines Mitcontrahentcn beseitigt werde.

Nachdem ans verschiedenen Vorgängen einmal das Bestreben zu erkennen ist, mir selbst
gegenüber den beigeordneten Beamten des Landes-Direktors, die snpcriore Stellung abzuerkennen,
indem bei der Beantragung des Titels „Proviuzialrath" für dieselben besonders hervorgehoben
worden ist, daß dies zur vollständige!, Gleichstellung mit mir erforderlich sei uud nach,
dem mir auch gegenüber den oberen Baubeamten, obwohl ihre Geschäfte der mir zugetheilten
Abtheilung der Hauptsache nach eingefügt find, selbst nicht eine sachlich snperiore Stellung bezüglich
der rein administrativen Angelegenheiten eingeräumt ist, uachdem ferucr diese Gleichstellnug auch in
den Gchaltsbcwilliguugen, abgesehen vou einer geringe» Diffcrcnz, wclche mir als mäßige Ent^
schädiguug für die Vertretung des Landcs-Dircttors angeschen werden kann, hcrbeigcführt wcrden
soll, halte ich mich auch geradezu verpflichtet, die mir angcsonuene inferiore Stellung
nicht länger einzunehmen. In des Provinzial-Verwaltnngsraths nnd vandtags Gerechtigkeit^
finn setze ich das Vertrauen, daß sie in der Erkenntniß der Unbilligteit des Ansinnens, daß ich eine
beigeordnete Stellung des Landes-Direktors selbst ohne die geringste Unlcrschcidnng von dcn anderen
Beamten des Vmides-Direttors uud Ueberstelluug über dieselben weiter führe, meinein nachfolgenden
Antrage entsprechenwerden, entweder meine Stellung durch Wiederherstellung des tz. 11,
der frühere» Gcschäfts-Instruttion vom 2N./9. 1«?2 intaet wieder herzustclleu oder
Falls man von meinen Diensten in der eontrahirten Stellung nicht mehr Gebrauch machcn will
,u meiu Ausscheiden ans der Verwaltung unter Garantirnng uud resp. Gewährung
meines Gehaltes in der Weise zu willige», daß Falls und so lange mir eine
Wicderanstellung in Staats- oder Eommuualdiensten gelingt, das bei der Wieder-
austellung mir gewährte Gehalt aus mein aus ständischen Fonds der Rheinprovinz
gegenwärlig zn zahlende Gehalt in Aufrechnung kommt, daß mir dagegen alle im
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Staats- oder Eommunaldieustc später zukommenden Gehalls-Aufbesserungrn ohne
Aufrechnung auf das ständische Gehalt zum alleinigen Bortheil verbleiben. Ich
glaube nichts Unbilliges zu verlangen, wenn ich auf diese Gehaltsaufbesserungen Ansprnch erhebe,
weil es ja auch im ständischen Dienste für mich wenigstens nicht ausgeschlossen gewesen wäre, für
pflichttreue Diensterfülluug, wie dies bezüglich mehrerer anderen Bcamtcu ja schon jetzt geschehen,
Gehaltsaufbesserung zu erreichen.

Ich gebe mich der Hoffnung hin, daß der Verwaltungsrath resp, der Landtag iu billiger
Nenrlheilimg der Augelegeuheit in der einen oder anderen Weise meiueu Ansprüchen gerecht werde,
wie ja überall im Staatsleben bei Eiuführuug neuer Organisationen d i c Rechte der Vorbau
denen Beamten eine schonende Regelung erfahren. Ich darf mich nm so mehr dieser
Hoffnung hingeben, als ich mir bewußt sein darf, der Verwaltung in den schwierigen Ansaugen
beach leuswerthe Dienste geleistet zn haben uud es selbst am meisten unaugcuehm empfinde, daß
die Rothweudigkcit einer Lösung in der einen oder andern Weise erfolgen muß.

Eurer Durchlaucht
gauz gehorsamster

Förster,

An

den Königlichen ?a»dtags-Marschall,
Herrn Fürsten zn Wicd

Durchlaucht
zu

Neuwicd.

ProviuziabRath.

Düsseldorf, den 2?. Juni 1874.

Nachdem Eure Hochwohlgeboreu zufolge Mittheilung des Königlichen Regieruugs^räsidiums
zu Eobleuz vom 22. d. Mts. behnfs Uebertritls zur provinzialständischen Verwaltung die nach,
gesuchte Entlassung aus den, Staatsdienste ertheilt und das hierüber ausgefertigte Dimissoriale aus¬
gehändigt wordcu ist, erneuuc ich Eure Hochwohlgeboreu hierdurch auf Grund des in der Plenar¬
sitzung des Provinzial-«andtagcs vom 30. Mai 1875 genehmigten Beschlusses des Provinzial-
Vcrwaltuugsrathcs vom 24. April 1874 zum Erstcu Oberbeamten der Provinzialständischen Ver¬
waltung der Rheinprovinz uud Ersten Beamten der Ccntralbehördc mit der Maßgabe, daß diese
Ernennung eine definitve auf Lebenszeit, mit Pensionsberechtigung nach den Bestimmungen des
in der Plenar-Sitzung des XXII. Rheinischen Provinzial-^andtagcs vom «l.Inni 1874 genehmigten
Pensions-Reglements für die provinzialständifchen Beamten der Rheinprovinz verbundene ist.

Als Dieustciutommen beziehe» Eure Hochwohlgeboreu das im FinanzEtat der Central-
Verwaltungsbchördc ausgeworfene Jahreseinkommen der Stelle, bei Dienstreisen Diäten uud Reise¬
kosten »ach Maßgabe des unterm 3. Iuui er. vom Proviuzial-Landtage genehmigten Reglements.

Eine Erklärung, wonach Enre Hochwohlgeboren sich durch deu bereits iu Ihrer früheren
Dienststellung geleisteten allgemeinen Staatsdiencr-Eid auch für Ihr gegenwärtiges Amt in der
provinzialständischen Verwaltung für verpflichtet erachten, wollen Eure Hochwohlgeboreu gefälligst
zu den Acten abgeben.
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Ich gebe gern der bereits in der Sitzung des Provinzial-Verwallungsralhs vom 24. April cr.
laut gewordenenUeberzeugunghier Ausdruck, daß Ihre definitiveUebernahme iu die provinzial-
ständische Verwaltung zu einer ehrenvollen Stellung, der jungen Verwaltung die erprobten Leistungen
und Dienste sichern wird, die während der seitherigen zeitweisen Beschäftigungiu dieser Verwaltung
bereits die wohlverdienteund allseitige Anerkennungdes Provinzial^Verwaltungsraths gefunden
haben.

Der Vorsitzende des Pronilyial Verwaltungsrachs:
LandtagsMarschall

Freiherr Mit) von Frcutz.
An

den Königlichen Negieruugs-Nssessor a. D.
Herrn Forster

Hochwohlgeboren
Nr. 4771. hier.

(Bekanntmachungiu den Rheinischen Amtsblättern:)

Abschrift.

Der Königliche Regicruugs-Asscssor Forster ist nach fciucm Ausscheiden aus dem Staats¬
dienste auf Grund des durch den 22. RheinischenProviuzial-Landtag unterm 30. Mai 1874
genehmigten Beschlusses des Provinzial-Verwaltnngsraths vom 24. April dieses Jahres zum Ersten
Oberbeamtcn der provinzialständischeuVerwaltung der Rheinprovinz und ersten Beamten der
Centralbehördeernannt worden.

Düsseldorf, den 30. Juni 1874.

Der Vorsitzende des Provinzial Verwaltungsrnths
gez.: Freiherr Mitz Von Frentz.

Abschrift.

Auf den Bericht vom 16, vorigen Monats will Ich hierdurch genehmigen, daß der dem
Landtags-Marschalle der Nheinproviuz beigeorducte obere Beamte den Titel „Prooinzial Rath"
führen darf.

gez.: Wilhelm,
geg. gez.: Graf Eulenburg.

Berlin, den 4. November l8?4.

An den Minister des Innern.

Für die richtigeAbschrift
gez.: Niese,

(I.. 8.) Geheimer Kanzlei'Inspeltor.
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Düsseldorf, deu 1«. April 18??.

Referat
des Urovinzial-Verwaltungsrath!

über die Autrage des Proviuzialraths Förster bezüglich seiner amtlichenStellung in der
RheinischenProviuzial-Sclbstverwaltuug,

Nachdem durch AllerhöchstenErlaß vom 2?. September 18?1 das Regulativ für die
Organisation der Verwaltung des proviuzialständischenVermögens und der provinzialständischen
Anstalten in der Nheinprovinz genehmigt worden war, regelte der somit eingeführteProvinzial-
Verwaltnngsrath nach §. 3 des vorgcdachtenAllerhöchsten Erlasses seinen Geschäftsgangdurch eine
vom Rheinischen Provinzial-Landtagc am 20. September 18?2 genehmigte Geschäfts-Ordnung
deren ß. 11 zur Erledigung der Obliegcuheitenund Geschäftedes Laudtags-Marschalls diesem,
einen besoldeten Beamten zuordnete, mit der Befugniß, diesen Beamten zu bevollmächtigen,
Correspondcnzen und Schriftstückeim Auftrage zu zeichnen. Weiter war in diesem Paragraph be-
stimmt, daß gedachter Beamte zu den Sitzungen des Proviuzial-Verwaltungsrathcs,jedoch ohne Stimm¬
recht zugezogenund mit der Verwaltung einzelnerZweige der Spezial Verwaltung ständig beauftragt
werden könne. — Ans Grnnd dieser Geschäfts-Orduuug wurde der frühere Negierungs-Assessor
Förster als der dem Landtags-Marschallznzuordncude Beamte gewählt. Herr Forster war einstweilen
zur Uebernahme dieser Stelle aus dem Staatsdienste beurlaubt. Als im Jahre 18?4 dieser
Urlaub ablief und p. Förster von der Königlichen Regierung kategorisch aufgefordertwurde entweder
seine amtliche Thätigkeit im Staatsdienste wieder aufzunehmenoder aber aus demselbenauszu¬
treten, faßte der Provinzial-Verwaltnngsrath in seiner Sitzung vom 24. April 18?4 auf Antrag
des Laudtags-Marschalls den Beschluß: „Nach reiflicher Berathung und in Erwägung, daß die
seitherige zweijährigeThätigkeit des Regieruugs-AssessorsForster in der provinzialständischenVer¬
waltung nach allen Richtungen hin wie bei dein Vorsitzenden Lcmdtags-Marschallcso auch bei
sämmtlichen Mitgliedern des Provinzial-Vcrwaltnngsrathes die Ueberzeugungbegründet habe, daß
eiu Austritt des Regicrungs-AssessorsFörster aus seinem jetzigen Verhältnisse für die ständische
Verwaltung in der That ein großer Verlust sein würde, beschließt der Provinzial-Verwaltnngsrath
einstimmig die lebenslänglicheAnstellungdes Regieruugs-AssessorsForster in seiner jetzigen Stellung
als erster Oberbcamter der proviuzialstäudischenVerwaltung." Demnach fertigte der Lcmdtags-
Marschall Freiherr v. Frentz unterm 2?. Juni 18?4 dem p. Forster ein Anstellungsdekretaus,
worin es abweichend von dem Beschlusse des Provinzial-Verwaltungsraths heißt, daß derselbe zum
ersten Oberbeamten der Provinzial-Verwaltung der Rheiuprovinz und ersten Beamten der
Central-Behörde ernannt werde. Auf Initiative des Provinzial-Verwaltungsraths wurde durch
Allerhöchsten Erlaß vom 1. November 18?5 die Organisation der RheinischenProviuzial-Selbst-
verwaltung in der Art abgeändert, daß der §. 4 des Regulativs vom 2?. September 1871,
insoweitdanach der Laudtags-Marschall die ständische Verwaltung nach Außen und vor Gericht
zu vertrete», Namens derselben mit Behörden und Privatpersonen zu verhandeln, den Schriftwechsel
zu führen und alle Schriftstückezn zeichnen hatte, aufgehoben und zur Besorgung der laufenden
Verwaltung«Geschäfte, wie zur Ausführung der vorgedachten,früher dem Landtags-Marschallezu-
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gestandenen Befugnisse ein besoldeter Vandes-Dircktor angestellt wurde. Mit ^tiicksicht auf diese
veränderte Organisation wurden demnach auch die Geschäfts-Ordnung für den Proviuzial-Verwal¬
tnngsrath entsprechend abgeändert nnd der 8- 11 derselben als mit der dcrmaligcn Verfassung nicht
mehr vereinbarlich, ausgemerzt. Gleichzeitig wurde vo» den, 24. Rheinischen Proviuzial-Landtage
eine Geschäfts-Iustrnktiou für den Landes-Direktor und die ihm zugeordneten oberen Beamten fest¬
gestellt, deren ß. 4 bestimmt: daß der Landes-Direttor der Dienstvorgcsetztealler übrigen ständischen
Beamten und zu Warnungen und Verweisen gegen dieselben, sowie zur vorläufigen Untersagn»«,
der Ausübung der Amtsverrichtuugeu berechtigt sei. Obgleich Herr Provinzial-Rath Forster bei
den Vorbereitungen zu den Beschlüssen des Provinzial-Laudtags bezüglich der vorerwähutcu Ab¬
änderung des Regulativs in seiner amtlichen Eigenschaft in den Sitzungen des Proviuzial-Ver-
tungsrathö mitgewirkt, auch bei den Wahlen zum Landes-Direktor candidirt battc, ohne den geringsten
Einspruch gegen mehrerwähnte Organisations-Verändcrungcn ans Anlaß seiner amtlichen Stellung
zu der des Landes-Direktors zu erheben, erklärte Herr Förster, nachdem der erwählte und bestätigte
Landes-Direltor in fein Amt eingeführt war, daß er die ihm nunmehr vom Verwaltuugsrath an¬
gewiesene erste Oberbeamtenstelle nicht identisch mit der ihm vertragsmäßig zustehenden Stellung zu
halten vermöge, er aber einstweilen seine Kräfte bis znr deßfallsigeu Abänderung der besagten
Gefchäfts-Ordnnng und Geschäfts-Instrnktion weiter zur Verfügung stellen wolle. In der Sitzung
vom 7. Dezember 1875 faßte demnach der Provinzial-Verwaltuugsrath deu Beschluß, den Herrn
Landtags-Marschall zn bitten, dem Provinzial-Rath Forster mündlich mitzutheilen: „Auf die vom
Provinzial-Rath Forster mündlich fowohl dem Landtags-Marschall als auch dem ProviuzialVer
waltungsrath hinsichtlich seiner Stellung in der Provinzial-Organisation gemachten Millbcilnngeu
beschließt der Provinzial-Verwaltuugsrath dem Provinzial-Rath Forster zu eröffnen, daß, nachdem
die Allerhöchste Genehmigung des Nachtrags zum Regulativ vom 27. September 1871 erfolgt ist,
dieses Regulativ, sowie die entsprechend abgeänderte Geschäfts-Instrnktion und die Dienst-Instrnctiou
für den Landes-Direktor die alleinige Basis sei, auf welcher die Geschäfte geführt werden tonnten.
Der Vcrwaltnugsrath betrachte ihn, Förster, demnach als deu im Regnlativ und den Reglements
vorgefeheucn ersten Oberbeamtcu und spreche die Erwartung aus, daß er vorläufig die ihm hiernach
obliegenden Geschäfte mit der von ihn, stets bewiesenen Pflichttreue und Geschäftskeuntuiß ohne
Präjudiz für seine vermeintlichen Rechte und Ansprüche,zn deren Geltendinnchnng ihm eine drcimonatiche
Frist ll äu.to zugestanden wird, weiter führen werde." — Seit dieser Zeit hat Herr Forster weder
deu Rechtsweg beschritten, noch aber auch eine Erklärung abgegeben, daß er die Anschauungen des
Proviuzial-Vcrwaltungsraths über seine Stellung für zutreffend uud das Nachtrags-Rcgulativ
resp, die qu. Geschäftsordnung und Geschäfts-Instruction iu allen Theilen für sich verbindlich
erachte. Wohl aber ist Herr Forster in der Provinzial-Selbstverwaltung nach wie vor thätig
geblieben und hat die ihm übertragenen Geschäfte pünktlich und gewissenhaft ausgeführt; auch z">"
öfteren auf Gruud der deßfallsigeu Bestimmung in der mehrgedachten Geschäfts-Iustruction als
Stellvertreter des Landes-Direktors fnngirt.

Nunmehr tritt er aber mit bestimmt formulirteu Anträgen in einer Petition an den
Proviuzial-Verwaltnngsrath resp, den hohen Landtag heran und verlaugt entweder seiue
Stellung durch Wiederherstellung des 8, 11 der früheren Geschäfts-Instructiou
vom 20. September 1872 intact wieder herzustellen oder falls man von seiuen Diensten in
der contrahirten Stellung nicht mehr Gebrauch macheu will, in sciu Ausscheiden aus der Ver¬
waltung miter Garnntirnng uud resp. Bewährung seines Gehalts in der Weise zu willigen, daß
Falls und so lange ihm eine Wiederanstellung in Staats- oder Eommuualdieusten gelinge, daS bei
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der Wiedcranstellung ihm gewährte Gehalt auf sein aus ständischen Fonds der Nheinprovinz gegen¬
wärtig zu zahlendes Gehalt in Aufrechuuug tomme, daß ihm dagegen alle im Staats uud (5ommu-
ualdienste später zukommenden Gehalts-Anfbesseruugeu ohne Aufrechnung auf das släudifche Gedalt
zum alleinigen Portheil verbleibe.

Diese Anträge kann der ProvinziabVerwaltungsrath uicht als begründet und die Motivi-
rnng dazu nicht als zutreffend erachten. In soweit zunächst Herr Förster sich auf deu Wortlaut
seines Anstellnngs-Patcntes insbesondere auf die Worte: „als erster Beamter der (5cn
trat stelle" beruft, und daraus Rechte für sich herleiten will, ist wie schon oben erwähnt, darauf
hinzuweifeu, daß dieser Passus sich iu dem Beschlusse des ProvinzialVerwaltungsrathes nicht findet
und deßhalb für die Provinzial-Verwaltuug rechtlich gäuzlich irrelevant und nicht verbindlich ist.

Im Uebrigen war die Anstellung des Herrn Forster überhaupt die eines Beamte» der
Proviuzial-Sclbstverwaltuug, also eine sachliche, nicht aber eine au die Persou des Marschalls
geknüpfte, wcuugleich dieser es war, der deu Arbeits- resp. Geschäftskreis des Beamten Förster zu
Wren hatte. Es ist daher dadurch, daß ein Theil der Geschäfte des MarfchallS auf deu Landes
Direktor übergegangen ist, in der amtlichen Stellung des Herrn Forster durchaus nichts geändert
worden, da nicht nur der Bereich der ihm amtlich obliegenden Arbeiten, sondern auch sein Gehalts-'
bczug dieselbe» geblieben sind. Die ganze Deduction des p. p. Förster mnß, insoweit sie überhaupt
auf den §.11 der früheren Gefchäfts-Ordnung gestützt wird, einfach um deßwillen als hinfällig
bezeichnet werden, weil der gedachte Paragraph nur deu: Landtags-Marfchall Rechte uud Befuguisse
über die Art der Acfchäftigung des ihm zuzuordnenden Beamten einräumte, keineswegs aber diefem
Beamten fclbst Rechte irgend welcher Art, bezüglich der ihm zn übertragenden Arbeiten, verlieh.

Wenn im Laufe der Zeit der Landtags-Marschall von der ihm durch §.11 der frühern
Gcschäfts-Orduuug verliehenen Befugniß ausgiebigeu Gebrauch machte und dem Beamte» Forster
weittragende Vollmachte» ertheilte uud diese Vollmachten jetzt eben in ganz rechtlicher Weise zum
Theil widerrufen find, fo hat sich auch dieserhalb Herr Forster uicht zu beschweren, weil dadurch
seine Stellung sich wohl factisch, aber uicht rechtlich verändert hat. Schließlich dürfte auch der
Umstand nicht wesentlich ins Gewicht fallen, baß nunmehr in der Geschäfts-Iustruttion für den
Landesdirektor dieser als der Dienstvorgesetzte aller übrigen oberen Beamten mit einer gewissen
Discipliuar-Gewalt eingefetzt wird, da über das Discipliuar-Verhältuiß des Herrn Forster nach
der alten Geschäfts-Orduung nichts Räheres bestimmt, weil er eben nur Hülfsarbeiter war und
es fomit immer Sache des Provinzial'Landtagcö rcfp. des Provinzial-Verwaltungsraths verblieb,
dieses Verhältniß zu regnliren und dem :c. Forster seinen nächsten Dienstvorgesetzleu zu bezeichne».

Aus allen diesen Gründen glaubt der Provinzial-Vcrwaltungsrath dem hohen Landtage
in erster Linie Ablehnung der Anträge des ProvinzialrathS Förster empfehlen zu müssen. Da sich
aber durch die fortdauernde und wiederum in der gegenwärtigen Petition zum Ausdruck gelaugte
Renitenz des p. Forster, sich den Bestimmungen auch des Nachtrags-Regulativs vom 1. November
1875 zu unterwerfen und als erster Oberbeamter den Landes-Direltor als seinen Vorgesetzten an¬
zuerkennen, in dem Geschäftsgänge der Proviuzial-Verwaltung ein Mißverhältniß herausgebildet hat,
welches unter keinen Umständen länger fortdauern darf, so beantragt der Provinzial-Verwaltuugs-
rath weiter, der hohe Landtag )volle ihm die Autorifatio» ertheile», de» p. Forster vo» seinem
Amte zu suspcndiren und bei der hohen Staats-Regierung auf Grund des Gesetzes vom 21. Juli
1852, betreffend die Dienstvergehen :c., gegen Förster wegen Verletzuug der Pflichte», die ihm fei»
Amt auferlegt, das Discipliuar-Verfahren zu beantragen.

6«*
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Nachdem der Proviuzial-Verwaltungsrath vorstehendes Referat und die anschließenden
Anträge in seiner Sitzung vom 11. April d. I. festgestellt und beschlossen hatte, nicht nur von
letzterem dem p. Forster Mittheilung zn machen, sondern daß auch der Herr ^andtags-Marschall in
Gemeinschaft mit dem Provinzial-Verwaltungsraths-Mitgliede Vremig mit dem P, Förster wegen
eines Vergleiches über den Austritt des letzteren ans seinem Amte in Unterhandlung treten solle,
überreichte p. Forster dem Herrn ^andtags-Marschall eine nachträgliche Erklärung zu seiner Petition
vom 2. April d. I., ä. d. 13. April 1877, folgenden Inhalts:

Düsseldorf, den 13. April 18??.

NachträglicheErklärung des Mol'inzial-Aatl)ö Förster
zu der Oingabe vom 2. dss. Alts.

Eurer Durchlaucht beehre ich mich, im Anschlüsse au meiue Eingabe vom 2. dieses Monats
zur Vermeidung jeglichen Mißverständnisses zu dem Inhalte derselben nachträglich noch gehorsamst
vorzutragen, daß die darin niedergelegten Ausführungen überall nur den Zweck verfolge», meine
darin gestellten Anträge zu begründen uud daß ich die mir angesonneucn Dienste weder bisher in
irgend einer Weise geweigert habe, noch auch gegeuwärtig weigere, vielmehr uur anstrebe, meine
Auffassung über die nach meiner Meinung mir widerfahreue Verletzung meiner bcstalluugsmäßigeu
Rechte an zuständiger Stelle zur Anerkennung zu bringen und die Wiederherstellung der Grund¬
lage meiner Bestallung zu erzielen. Nur in letzterem Sinne habe ich auch den Satz meiner Ein¬
gabe vom 2. dieses Monats, „daß ich mich für verpflichtet halte, die mir angesonnene inferiore
Stellung nicht länger einzunehmen", wie der Zusammenhang erkennen läßt uud wie ich hierdurch
ausdrücklich hervorhebe, niedergeschrieben und verwahre mich daher zum Voraus gegen eine etwaige
Annahme, als ob ich die Dienste in irgend einer Weise der Verwaltung dadurch weigerte.

Ich bitte daher wiederholt gehorsamst, die Beschlußfasfung auf meine Anträge Hochgeneigtest
in wohlwollender Weise herbeiführen zu wollen. Das Bestreben, meine Auffassung au maßgebender
Stelle zur Geltung zu bringen, wird mir nicht verargt werden können.

Eurer Durchlaucht
ganz gehorsamster

An

den Königlichen «andtags-Marschall der Rheinprovinz
Herrn Fürsten zu Wied

Durchlaucht
hier.

Forster,
Provinzial-Rath.
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Die Unterhandlungenmit p. Forster hatten am 11. April d. I. bei dem Herrn Landtags-
Marschall Statt und das Ergebniß derselben war. daß Herr Forster aufgefordertwuroe, schriftlich
feine Bedingungen einzureichen, unter denen er auf die Fortführung feines jetzigen Amtes verzichten
wolle. Diese Bediuanugcu hat p. Förster in nachfolgendemSchreiben 6. ck. 14. April 137?
niedergelegt.

Düsseldorf, den 14. April 18??.

Eurer Durchlaucht

beehre ich mich, iu Folge der heule mit Eurer Durchlaucht und dem Mitgliede des Provinzial-
Verwallungsraths Herrn Brenug stattgehabte»Besprechungmeiner Eingabe» vom 2. und 1ü. dieses
Monats nachstehend die gewünschte schriftliche Erklärung darüber ganz gehorsamst zu überreichen,
daß ich vergleichsweise auch bereit bin, aus dem ständische« Dienste auszuscheiden,wenu mir i»
rechtsvcrbiudlicher Form auf Lebenszeit jährlich die Hälfte meiues Gehaltes, alfo firirt die Summe
von 1250 Thlr. geschrieben Zwölfhuudert und fünfzig Thaler jährlich und zahlbar in derfclbeu
Weife, wie das Gehalt, bewilligt wird und es mir gelingt, in angemessener Weise in den Staats¬
dienst wieder definitiv übernommenzu werden.

Ich gestatte mir hierbei ausdrücklich hervorzuhebeu, daß die letztere Bedingung die
unerläßliche Voraussetzungfür eiu Meiuerscils eiuzugcheudes derartiges Abkommen überhaupt ist und
daß ich mir allein die Entscheidung darüber vorbehalte, ob die Modalitäten, unter welchen ich in
den Staatsdienst wieder übernommenwerden kann, für mich annehmbar sind.

Ich beehre mich, dieser Erklärung noch gauz gehorsamst hinzuzufügen, daß ich felbstver^
ständlich auch bis zu dem solcher Gestalt erfolgendenAusscheide» aus dem ständischen Dienste resp,
bis znm Wiedereintritt iu den Staatsdienst meine Geschäftein bisheriger Weife fortführen werde.

Eurer Durchlaucht
ganz gehorsamster

Förster,
Provmzial-Rath.

An
den Königlichen LaudlagsMarschall der Nheinprovinz

Herrn Fürsteu zu Wied
Durchlaucht

Hierselbst.

Demnach trat der Provinzial-Verwaltungsrath am 16. oss. Mts. über vorgedachten
Gegenstand wiederum in Berathung, wobei man sich^der Ueberzeugungnicht verschließen konnte,
daß im Hinblick auf die oben erwähnte nachträglicheErklärung des l:c. Forster vom 13. April
d. I., und da auch der Herr Landcs-Direttor auf deöfallsige bestimmte Anfrage nicht zu behaupten
vermochte, daß P. Forster je eine ihm zugewieseneAmtsverrichtuugauszuführen geweigertoder auch
nur factifch unausgeführt gelassen habe, der in der Sitzung vom 11. dss. Mts. gefaßte Beschluß,
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